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er Pazifismus in Europ a, namentlich in
Ö sterreich und D eutschland , entstand En-

de de s 1 9 . Jahrhunderts als Kritik an bürgerlichen
und sozialistischen Vorstellungen üb er die Ursa-
chen von Gewalt, Krieg und Frieden . Seither wurde
die Dynamik de s p azifistischen Diskurses nicht nur
geprägt durch die Kritik an der internen Entwick-
lung der Militär- und Kriegsge schichte de s 2 0 . Jahr-
hunderts, sondern auch von ihrer Einb ettung in
unterschiedliche gesamtge sellschaftliche Problem-
konstellationen .

Für das Europ a der letzten hundert Jahre waren
das :
� D er europ äische Imperialismus bis 1 9 14 (bür-

gerliche , sozialistische , p azifistische Friedens-
programme)

� D er Sieg der b olschewistischen Revolution in
Russland nach 1 9 1 7 (Ausdifferenzierung de s
p azifistischen Diskurses)

� D er Nationalsozialismus in Europ a (Zerschla-
gung de s europ äischen Pazifismus)

� D er Kalte Krieg zwischen 1 9 4 6 und 1 9 89 (Sp an-
nungsverhältnis zwischen Friedensforschung
und Pazifismus)

� Permanenter Weltkrieg gegen den internatio-
nalen Terrorismu s (Regre ssion der we stlichen
» Sicherheitspolitik« auf die Ideologie des »ge-
rechten Kriege s« , vulgo : Präventivkriege)

� Großeurop a: Zivil- o der Militärmacht (EUVer-
fassung/europ äischer Militärisch-Indu strieller
Komplex)

Jede dieser für eine b estimmte Phase hegemo-
nialen Problemkonstellationen und j eder dieser
militärpolitischen Problemdiskurse gab en dem Pa-
zifismusthema einen j eweils anderen Stellenwert,
eine j eweils andere friedenskulturelle Resonanz .
Die j eweils vorherrschenden Themen schufen eine
Gesamtrahmung für die Wahrnehmung und Dis-
kussion p azifistischer Probleme und schob en da-
bei unterschiedliche Problemlö sungsperspekti-
ven in den Vordergrund .

Allerdings wäre es eine erhebliche Verkürzung
der Problemstellung, wenn ihr »subj ektiver As-
pekt« ausgeklammert würde . D enn der Verlauf frie-
densgefährdender Prozesse hängt eben nicht nur
ab von b estimmten Macht-, Herrschafts- und Wirt-

Knut Krusewitz

Zur Aktualität des Pazifismus
im 2 1 . Jahrhundert
Oder: Hat der Pazifismus noch die richtigen Antworten
auf die Friedensprobleme der Gegenwart ?

schaftsverhältnissen, von Krisen, Wendepunkten
und Kriegen, sondern auch von der Fähigkeit ein-
zelner Menschen, solche Prozesse erkennen und
erklären zu können, um aktiv in sie einzugreifen .

D as Theorie-Praxis-Programm

Tatsächlich gab der Pazifismus richtige Antwor-
ten, beeindruckende sogar, wenngleich die s D a-
tum bereits einige Zeit zurückliegt. D arüb er b e-
lehrt ein meines Wissens b eispiello se s p azifisti-
sches D okument. Die Rede ist vom »Handbuch der
Weltfriedensströmungen der Gegenwart« , das der
zwanzigj ährige Student Walter Fabian und sein
einundzwanziger Kommilitone Kurt Lenz im März
1 9 2 2 herausgaben . Ein Reprint veröffentlichte Wal-
ter Fabian 1 9 8 5 im Bund-Verlag. Dies Handbuch
hat von seiner B edeutung nichts eingebüßt, weil
das dort vorgestellte p azifistische Theorie-Praxis-
Verständnis wegen seine s inner- und weltgesell-
schaftlichen Ansatzes für den heutigen Friedens-
diskurs no ch allemal eine B ereicherung ist.

D as unter dem Eindruck de s Ersten Weltkriege s
entwickelte Theorie-Praxis-Programm be stand au s
drei großen Themenb ereichen :

1 . Wege zum Pazifismus : Geschichte des Pazifis-
mus , Wissenschaften, Religionen, Ethik, D emokra-
tie , Sozialismus , Revolution .

2 . Verwirklichung de s Pazifismus : Abrü stung,
Kriegsdienstverweigerung, Ethik, Völkerrecht,
Weltarbeitsrecht, Weltgerichtshof.

3 . Praxisgebiete des Pazifismu s : Innere Politik,
Auswärtige Politik, Weltwirtschaft.

Eine solche Herangehensweise an die großen
Friedensprobleme war damals zukunftsweisend .
Nach einem weiterem Weltkrieg, nach Auschwitz,
nach Hiro shima und Nagasaki, nach den Kriegen
gegen Vietnamkrieg und Irak sollten uns die groß-
artigen Arb eiten der damaligen PazifistInnen er-
mutigen, alte und neue Herausforderungen, mit
denen wir heute konfrontiert sind , ähnlich kom-
plex zu b earb eiten .

Fehlender Ausstieg
aus der Zwangslogik der Gewalt

Unabhängig davon, ob wir die Friedensproble-
me unserer Epo che erkennen und erklären kön-
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nen, wird der Pazifismus auf ab sehb are Zeit weder
seine inner- noch seine weltge sellschaftliche B e-
deutung einbüßen .

Hauptgrund : Die ökonomischen, politischen
und militärischen Ursachen, die ihn im 1 9 . Jahr-
hundert hervor brachten, hab en zwar nach zwei
Weltkriegen, dem Holocaust und einem Kalten
Krieg ihre Formen verändert.

Ab er die Herrschenden in den we stlichen D e-
mokratien versuchen auch zu B eginn des im 2 1 .
J ahrhunderts nicht, sukze ssive aus der Zwangslo-
gik gewaltgestützter politischer Metho den au szu-
steigen . Im Gegenteil .

Was Karl Georg Zinn dieser Tage üb er die glo-
b ale Rolle der USA ermittelte , b e schreibt, nehmen
wir alle s in allem, auch die glob alen Intere ssen
mächtiger EU-Länder, namentlich die der Bunde s-
republik.

D er Untergang des Sowj etimperiums, so Zinn,
hab e die weltgeschichtlich einmalige Situation ge-
schaffen, wonach nur no ch eine glob ale Hegemo-
nialmacht existiere , die USA. Sie verfüge üb er die
militärischen und de shalb auch die politischen Mit-
tel, ihre Intere ssen und Wertvorstellungen welt-
weit durchzusetzen . Um ab er die se Hegemonial-
stellung aufrecht zu erhalten, müssten die USA ihre
militärische Stärke auf dem erreichten Überlegen-
heitsnive au halten . D eshalb liege e s nicht in ihrem
Interesse , massiv abzurü sten, und zwar auch dann
nicht, wenn sich andere Länder zu entsprechen-
den Vereinb arungen b ewegen ließen .

D enn die Interventionskompetenz bzw. die B e-
drohungsstärke der USA re sultiere aus der faktisch
vorhandenen, nicht aus einer rein potenziellen mi-
litärischen Stärke . Dieser b eispiello se S achverhalt
mache verständlich, warum die USA auch künftig
ihre Rüstungsausgaben und ihren militärischen
Personalbe stand nicht an einer konkreten B edro-
hungslage au srichten würden, sondern an den Er-
fordernissen zur Aufrechterhaltung ihrer weltwei-
ten Vormachtsstellung. (Karl Georg Zinn, Der Ka-

pitalism us und die neue Hegemo n ialstellung der
USA . Zur Rolle vo n Öko no m ie, Politik und Militär

zu Beginn des 21. Jahrh underts, in: ders. , Zu-
kunftswissen, Ha mburg 2002, S. 1 09f.)

Clausewitz hat Konjunktur, Kant »is out«

D as ist keine Verteidigungslogik mehr, sondern
die Logik imperialer Interventionsfähigkeit.

Ab er gerade deshalb muss sich die hegemoniale
Rüstungspolitik mit Blick auf die amerikanischen
Steuerzahler und Wähler, aber auch die Weltöffent-
lichkeit als Verteidigungserfordernis tarnen .

Zu die sem Zweck hab en die alten B ellizisten der
Öffentlichkeit unmittelb ar nach Ende des System-
konflikts neue B edrohungen präsentiert. Und zwar
keineswegs die amerikanischen . D enn die serien-
mäßige Pro duktion von B edrohungsanalysen b e-
gann in der Bundesrepublik 1 9 9 2 mit den Verteidi-

gungspolitischen Richtlinien (VPR) , setzte sich in
USA Mitte 1 9 9 5 mit der Neuakzentuierung der Na-
tional Security Strategies (NS S) fort und endete
einstweilen 2 0 0 3 mit dem Krieg au slö senden Kon-
strukt von den irakischen Massenvernichtungswaf-
fen .

Wen wundert es , dass die B ellizisten in den USA
und Europ a inzwischen entzückt sind üb er ihre In-
szenierung einer Renaissance de s Kriege s als politi-
schem Mittel . C arl von Clausewitz hat wieder Kon-
junktur, Immanuel Kant »is out« .

Pazifistische Herausforderungen

D as strukturkonservative Verhältnis von Kapita-
lismu s und politisch-militärischer M acht, das b ei-
den ein b esondere s Maß an Frieden gefährdender
B eharrungskraft verleiht, bringt in Kriegszeiten
immer auch seine p azifistisch argumentierenden
KritikerInnen hervor. D afür b ot zuletzt die Inter-
vention der USA und Großbritannien in den Irak
den einschlägigen Anschauungsunterricht.

Ihre Kritik an dieser Intervention lautete stich-
wortartig :
� Konstruierter B edrohungsanlass
� Missachtung der UNO-Charta
� Angriffskrieg
� Verstöße gegen das Kriegsvölkerrecht
� Kriegsverbrechen
� Umweltzerstörung
� Willkürherrschaft de s Okkup ationsregime s
� Brutalisierung der Truppe
� Folter

D as ist eine Seite des Strukturkonservatismus .
Seine andere ist eine in der Nachkriegszeit b eispiel-
lo se Auszehrung der sozialstaatlichen Solidarität
und B ereicherungsmentalität in den kapitalisti-
schen Gesellschaften .

D as nötige ideologische Instrumentarium hat-
ten neoliberal-konservative Vordenker eines neu-
en Akkumulationsregime längst b ereit gestellt.
Jetzt wurde es sowohl in den entwickelten Ländern
wie in den von ihnen b eherrschten internationalen
Organisationen – Weltb ank, IWF, OE CD − , ange-
wendet :
� Primat der Währungsstabilität und Haushalts-

strenge
� Privatisierung
� Senkung der Staatsquote
� Flexibilisierung der Arb eit
� Steigerung der Pro duktivität
� Senkung der Lohn- und so genannten Lohn-

neb enko sten
� Abb au von Transferleistungen (Sozialleistun-

gen) und schließlich
� be schleunigter Trend zur Glob alisierung der

Kapitalb ewegung mit dem Ziel, die Produkti-
onsko sten durch Wahl der weltweit ko sten-
günstigsten Standorte zu senken . (Gilbert Zie-
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bura: Euroliberalism us, Rena tio nalisierung
oder eine demokra tische Alterna tive, in: Beira t

für gesellschafts-, wirtschafts- und umweltpoli-
tische Alterna tiven (BEIGE WUM), Hrsg., Wege
zu einem a nderen Europa, Köln 199 7, S. 79f.)

Die wohlfahrtsstaatliche D eregulierung des ka-
pitalistischen Systems schafft im Inneren ein Klima
für die B ereitschaft, nicht mehr die Frieden gefähr-
denden Konsequenzen die ses Herrschafts- und
Wachstumsregimes zu sehen, sondern nur no ch
die eigenen Wohlstandsintere ssen zu verteidigen .

D araus folgerte die ser Tage auch ein Konservati-
ver wie Norbert Blüm : »Ich glaub e , dass auch wir
auf D auer nicht in Frieden leb en können und auch
unsere B e schäftigungsprogramme nicht in den
Griff b ekommen, wenn nicht die Welt in Ordnung
kommt. Wenn das Gefüge zwischen Arm und Reich
so bleibt, wie es ist, wird e s keinen Frieden geb en . «
(Ma in-Post, Nr. 1 08, 1 1. Ma i 2004, S. 2)

Pazifismus bleibt folglich obj ektiv auf der Agen-
da. D as heißt allerdings nicht, wir könnten gleich-
sam qu a Amt richtige Fragen stellen und entspre-
chende Antworten geb en . E s wäre schon einige s
gewonnen, wenn wir uns darauf verständigen
könnten, was wichtige p azifistische Herausforde-
rungen sind , bevor wir versuchen, sie zu erklären .

Etwa die Frage nach dem Zu sammenhang von
gerechter Verteilung, Hunger, Gewalt und Krieg,
nach Sinn und Unsinn von b estimmten Pro duktio-
nen und der hierfür notwendigen Arbeit. D enn j e
infamer die Verteilungsstrukturen auf der Erde
werden, desto gefährdeter ist der Weltfriede . Karl
Georg Zinn, einer der nicht eb en zahlreichen b e-
eindruckenden deutschen Ökonomen der Gegen-
wart, warnte b ereits vor einem Viertelj ahrhundert,
die weitere »Verelendung der Dritten Welt« führe
»zu einer Intensivierung militärischer und terrori-
stischer Auseinandersetzungen« . (Karl Georg
Zinn: Die Ka tegorien »produktiv« und » unpro-
duktiv« in der Öko no m ie, in: A us Politik und Zeit-
gesch ich te. Beilage zur Wochenzeitung Das Parla-
men t, B 1 7/1980 (26. April 1980), S. 3 7)

Wenn glob ale Verteilungsgerechtigkeit zur Her-
stellung menschenwürdiger Arbeits-, Leb ens- und
Politikverhältnisse von außerordentlicher prakti-
scher B edeutung für eine dauerhafte Weltfriedens-
ordnung ist, lässt sich die Frage stellen : Tragen die
dominierenden gesellschaftlichen Interessen und
Werte sowie ihre Rechtfertigungen in den Mit-
gliedsländern der EU, der OE CD und der NATO zu
einer Welt ohne Gewalt, Ausb eutung und Krieg b ei
o der stellen sie selb st eine ständige B edrohung de s
Friedens dar?

Sind die westlichen Demokratien
friedensfähig?

Ich mö chte mit einer p azifistischen Frage stel-
lung einleiten, die seit der Weimarer Republik an-

scheinend nicht mehr zu den zentralen Themen p a-
zifistischen D enkens und Handelns gehört.

E s ging damals um die p azifistische Kritik
sowohl am »demokratischen« wie am »sozialisti-
schen« Frieden . Heute , da wir über einen »zukunfts-
fähigen europ äischen Frieden« nachdenken wol-
len, könnte man die Frage stellung vielleicht so for-
mulieren :
� Sind entwickelte kapitalorientierte Wachs-

tumsge sellschaften de s 2 1 . Jahrhunderts fried-
fertiger als ihre imperialistischen Vorläufer de s
sp äten 1 9 . Jahrhunderts ,

� herrscht also , wo die NATO-Staaten regieren,
bereits dauerhaft Frieden, und

� wenn nein, was b esagt dann die Rede vom »de-
mokratischen Frieden« , die inzwischen auch
als OE CD-Handbuch für »Prevent Violent Con-
flict-Guideline s« vorliegt? (OECD, Hrsg. , The
DAC Gu idelines. Helping Preven t Violen t Co n-

flict, Paris 2001)

B ereits eine oberflächliche Durchmusterung
der Friedensfähigkeit we stlicher D emokratien
nach Ende des O st-West-Konflikts ergibt einen de-
primierenden B efund . D anach hab en sie in nur
dreizehn Jahren ohne Selb stverteidigungsgrund
schon sieb en Mal Krieg geführt : Gegen Irak 1 9 9 1 ,
in Somalia 1 9 9 3 , in B o snien 1 9 9 4/9 5 , im Irak 1 9 9 8
(Operation »D e sert Fox«) , gegen Jugo slawien 1 9 9 9
(NATO) , gegen Afghanistan 2 0 0 1 (NATO) und ge-
gen Irak 2 0 0 3 (USA/Großbritannien) .

D as ist ein erheblicher Widerspruch zum vor-
herrschenden Selb stbild , wonach ihr »demokrati-
scher Frieden« auf dem Weltmarkt für Sicherheits-
pro dukte aller Art inzwischen konkurrenzlo s sei .

D en Widerspruch vertieft die EU mit ihrer »Eu-
rop äischen Sicherheitsstrategie« (2 0 0 3 ) , deren
Philo sophie sich auch im »Vertrag der Verfassung
für Europ a« wiederfindet. Diese » Sicherheitsstrate-
gie« b asiert auf der Annahme , die EU
� mit künftig 2 5 Mitgliedsstaaten,
� 45 0 Millionen Einwohnern,
� zirka einem Viertel des Welt-Brutto sozialpro-

dukts,
� zwei Millionen Soldaten und
� 1 60 Milliarden Euro Militärausgab en

mü sse fortan b ereit sein, ihren Teil der Verant-
wortung für die glob ale Sicherheit zu üb erneh-
men .

D ab ei wird auch in diesem Fall mit einem »er-
weiterten Sicherheitsb egriff« gearb eitet, der ne-
b en militärischen B edrohungen auch politische ,
ökonomische und ökologische Risikopotenziale
einb ezieht. Mit dieser Metho de wird ein Krisenma-
nagement gewählt, das auf unzulässige Weise zivi-
le , ökologische und militärische Sicherheitsproble-
me vermengt. (EU-Co m m issio n, A secure Europe
in a better World: European Security Stra tegy,
Brussels 12. Dechember 2003, S. 1 f.)

0 2
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D er »Vertrag üb er eine Verfassung für Europ a«
sieht die Verpflichtung der EU-Mitgliedsstaaten
vor, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu
verb e ssern . Zudem verpflichtet er zur Einrichtung
eines »Europ äischen Amts für Rü stung, Forschung
und militärische Fähigkeiten« .

Zu dessen wichtigsten Aufgab en sollen
� Maßnahmen zur Stärkung der industriellen

und technologischen Grundlage des Verteidi-
gungssektors gehören

� sowie die Unterstützung de s Ministerrats b ei
der B eurteilung der Verb esserung der militäri-
schen Fähigkeiten . (Europä ischer Ko n ven t,
Vertrag über eine Verfassungfür Europa, Brüs-
sel 18. Juli 2003, CONV 850/03)

Die EU auf Kriegskurs

M an kann unschwer vorhersehen, dass die Eu-
rop äische Rüstungsagentur zu diesem Zweck un-
terschiedlich b egründete Gefahren und B edro-
hungen ermittelt, denen eine s gemeinsam sein
wird : Die hegemoniale Struktur des transnationa-
len Kapitalismus , der Kern der Glob alisierung, darf
niemals ursächlich zusammen gebracht werden
mit glob alen B edrohungen . Die Ideologen der ka-
pitalorientierten Glob alisierung werden einen
Teufel tun, den Hauptgrund für die zunehmenden
Gegensätze zwischen armen und reichen Ge sell-
schaften als B edrohung de s Weltfriedens zu identi-
fizieren .

D enn sie wissen, dass ihre Auftraggeb er die
Nutznießer der neolib eralen Funktionsb edingun-
gen de s Weltmarkte s sind − und weil sie wissen,
warum deshalb ein gerechter, friedlicher Intere s-
senausgleich verhindert wird .

Wer folglich zukünftig die wirtschaftlichen und
militärischen Fähigkeiten der EU als machtpoliti-
sche s Instrumentarium einsetzen will, tut das mit
der Ab sicht, gemeinsam mit den USA eine Weltord-
nung aufrecht zu erhalten, deren Profiteure b eide
sind − und dauerhaft auf Ko sten von 8 0 Prozent der
Menschheit bleiben wollen .

E s ist nur eine Frage der Zeit, wann die se segens-
reiche Rü stungsagentur ihre Security Guidelines
veröffentlicht, die fe stlegen, unter welchen Sicher-
heitsannahmen sich die EU zu Präventivschlägen
nach US-Vorbild mandatiert.

Ziehen wir eine Zwischenbilanz :
� D avon, dass die kapitalistischen D emokratien

sich nach Ende des Kalten Kriege s vom b ellizis-
tischen Erb e der Vergangenheit b efreit hätten,
kann keine Rede sein .

� Sie schaffen weiterhin nur einen Frieden, dem,
wie gehabt, seine Konflikt- und Kriegsursachen
immanent bleib en .

� Statt die verhängnisvolle Hegemoniallogik des
US-Kapitalismus zu durchbrechen, will der eu-
rop äische sie no ch verstärken .

Die Ideologie
vom »demokratischen Frieden«

Die ser B efund steht im eklatanten Widerspruch
zu den Verheißungen frühbürgerlicher Friedens-
vorstellungen solcher Klassiker wie Adam Smith,
Immanuel Kant und John Stu art Mill, auf sich die
Vertreter des »demokratischen Friedens« no ch heu-
te b erufen .

Die se Verheißungen b esagten − in Zu sammen-
fassung − folgende s :

Die industrie-kapitalistische Gesellschaft würde
sich von den vorangegangenen feudalen, theokrati-
schen o der militanten Gesellschaften we sentlich
in dem Punkt unterscheiden, dass Macht nun fried-
lich, ohne physische Gewaltanwendung ausgeübt
werden konnte .

D amit verbunden war die Hoffnung, der wirt-
schaftliche Lib eralismus im Sinne des Laissez-fair-
Konzepts würde merkantilistische und imperialis-
tische Gewinnvorstellungen verdrängen und eine
friedliche Weltordnung etablieren, die hö chstens
durch b egrenzten selektiven Protektionismus ge-
regelt werden müsse .

Regieren würden rationale , technokratische In-
dustrielle und B ankiers , Profit träte an die Stelle
von kolonialer Ausplünderung, Mehrwert, so
glaubte man, ließe sich fortan durch rein ökonomi-
sche Mittel erzielen, und der Markt beziehungswei-
se die Arbeitsteilung würden sich, sob ald sie erst
einmal Wirklichkeit geworden seien, selb st regulie-
ren .

M acht hatte außerdem eine transnationale Di-
mension . D er Staat würde schwach bleib en, infolge
der massiven glob alen Wirkungen de s Indu strialis-
mus , de s Kapitalismus und der Wissenschaften
vielleicht sogar ab sterb en . Und weil Europ a sich
transnational indu strialisierte , würde es sich
zwangsläufig zum Zentrum »einer Weltwirtschaft
und Weltge sellschaft« entwickeln, die dem Krieg
seine wesentlichen Ursachen entzogen habe . (Mi-
chael Ma nn, Gesch ich te der Mach t, Fra nkfurt-New
York 1998, S. 153 f.)

Die hier skizzierte Version eine s »lib eralen Frie-
dens« endete in den M assengräb ern de s Ersten
Weltkriege s, üb erlebte ab er als Ideologie vom »de-
mokratischen Frieden« , den die Herrschenden in
den Mitgliedsstaaten der NATO , der OE CD und der
EU für alternativlo s halten .

Kritik an der sozialistischen
Friedensauffassung

Auf diesem Hintergrund üb errascht, dass für die
Klassiker de s Sozialismus der Zu sammenhang zwi-
schen Kapitalismus , D emokratie und Friedens-
fähigkeit kein Thema war, das sie systematisch b e-
arb eitet hab en .

Karl Marx und Friedrich Engels waren zwar der
Ansicht, die sozialistische Ge sellschaft werde in ei-
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ner sp äteren Zukunft den Krieg b eseitigen . Ab er in
der Perio de des Kapitalismus hielten sie den Krieg
für ein Mittel der Politik, mit dem bürgerliche und
sozialistische Politiker rechnen mü ssten .

Zudem beurteilte der Marxismu s j eden Krieg
nach den Interessen de s internationalen Proletari-
ats, und so sollen die sozialistischen Arb eiter aller
Länder zu j edem Krieg eine einheitliche Auffas-
sung vertreten . (A rth ur Rosenberg, En tsteh ung
und Gesch ich te der Weimarer Republik, Frankfurt
am Ma in 1983, S. 78 )

Dieses klassentheoretisch b egründete Kriegs-
verständnis findet sich sp äter in zahlreichen D oku-
menten der II . Internationale wieder. So b eispiels-
weise in der b erühmt gewordenen Ab schlussreso-
lution de s internationalen Sozialisten-Kongresses ,
der im August 1 9 07 in Stuttgart stattfand .

»B egünstigt werden die Kriege durch die b ei
den Kulturvölkern im Interesse der herrschenden
Klassen systematisch genährten Vorurteile des ei-
nen Volke s gegen das andere , um dadurch die Mas-
sen des Proletariats von ihren eigenen Klassenauf-
gab en sowie von den Pflichten der internationalen
Klassensolidarität abzuwenden . Kriege liegen also
im We sen des Kapitalismus ; sie werden erst aufhö-
ren, wenn die kapitalistische Wirtschaftsordnung
beseitigt ist oder wenn die Größe der durch die mi-
litärtechnische Entwicklung erforderlichen Opfer
an Menschen und Geld und die durch die Rü stun-
gen hervorgerufene Empörung die Völker zur B e-
seitigung diese s Systems treibt.

D aher ist die Arbeiterklasse , die vorzugsweise
die Soldaten zu stellen und hauptsächlich die mate-
riellen Opfer zu bringen hat, eine natürliche Geg-
nerin des Kriege s, der im Widerspruch zu ihrem
Ziele steht : Schaffung einer auf sozialistischer
Grundlage b eruhenden Wirtschaftsordnung, die
die Solidarität der Völker verwirklicht. « (»A bschlus-
serklärung«, in: Pro tokolle, Buchhandlung Vor-
wärts, Hrsg. , Berlin 190 7 In terna tio naler Sozialis-
ten-Ko ngress, 190 7, S. 64-65)

Die PazifistInnen in der Weimarer Republik kri-
tisierten b eide Friedensauffassungen . Und zwar
au s minde stens zwei Gründen .

Sie verwarfen deren Annahmen üb er gerechte
und ungerechte Krieg als durchsichtige macht−
und intere ssegebundene Konstrukte ; Kriege wur-
den für sie eb en nicht dadurch erträglicher, wenn
sie im Namen des internationalen Proletariats statt
im Namen Gotte s geführt werden sollten .

Zum anderen kritisierten sie die Vorstellung,
wahlweise der Wirtschaftslib eralismu s o der der
Wirtschaftssozialismus würde automatisch zur Ab-
schaffung aller Kriege führen .

Für eine p azifistische Kritik an der heutigen
Ideologie vom »demokratischen Frieden« taugen
b eide Annahmen no ch weniger, weil die UN-Char-
ta die Gedankenfigur vom »gerechten« Krieg im

Jahr 1 945 völkerrechtswidrig stellte und die Auffas-
sung, Kriege würden einfach ab sterb en, völlig un-
historisch ist.

Fazit

Was b ereits für die PazifistInnen in der Weima-
rer Republik galt, gilt erst recht für uns : Wir können
weder auf bürgerliche no ch auf sozialistische Frie-
densvorstellungen rekurrieren, sondern müssen
p azifistische b egründen .

Eine solche Fragestellung hätte mit den histori-
schen Ursachen zu b eginnen, die erklären könn-
ten, warum westliche D emokratien auch nach ih-
rem Sieg über den internationalen Klassenfeind
unfähig bleib en, eine Weltordnung ohne Gewalt,
Naturraubb au , Ausbeutung und Krieg zu ge stalten .

Durch ein solche s Problemdesign würde auch
der intere ssierten Öffentlichkeit der Pazifismu s
wieder nachhaltiger als europ äische s und mensch-
heitliches Proj ekt bewu sst.

Prof. Dr. Kn u t Krusewitz ist Mitglied der DFG- VK
und war bis zu seiner Emeritierung Hochsch ulleh-
rer an der TU Berlin im Fach bereich Umwelt und
Gesellschaft.

Dieser Beitrag ist die schriftliche Fassung eines Re-
fera tes bei einem Sem inar der Bertha-vo n-Suttner-
Stiftung im Ma i in Kassel.

0 2
I I / 2 0 04


